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Stellungnahme zum Entwurf des Fünften 
Modernisierungsgesetzes Bayern 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landesfischereiverband Bayern e.V. (BayLobbyRG-ID DEBYLT00B8)  
bedankt sich für die Übersendung des Entwurfs zum Fünften 
Modernisierungsgesetz Bayern und die Gelegenheit zur Stellungnahme im 
Rahmen der Verbandsanhörung. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält 
mehrere Regelungen, die aus Sicht des Verbands und seiner Mitglieder von 
Relevanz sind und zu denen wir wie folgt Stellung nehmen: 

1. Änderungen im Verwaltungsverfahrensrecht (§ 2 BayVwVfG) 

1.1 Einschränkung der Amtsermittlung bei Einwendungen Dritter 
(Art. 24 Abs. 1 BayVwVfG) 

Der Entwurf sieht vor, dass Behörden bei Genehmigungs- und 
Erlaubnisverfahren ihre Prüfung auf solche Einwendungen Dritter 
beschränken können, die von diesen "hinreichend konkret" mit Tatsachen 
untermauert werden. Die Begründung zielt ausdrücklich darauf ab, Verfahren 
schneller zum Abschluss zu bringen. 

Aus Verbandssicht ist diese Regelung mit erheblichen Bedenken verbunden: 

– Der Begriff "hinreichend konkret" ist unbestimmt und eröffnet den 
Behörden einen weiten Ermessensspielraum, der in der Praxis zu 
Lasten von Naturschutz-, Umwelt- und Fischereiinteressen ausgeübt 
werden könnte. 

– Dritte – darunter auch anerkannte Naturschutzverbände und 
Fischereirechtsinhaber – sehen sich bei komplexen technischen oder 
ökologischen Sachverhalten oft nicht in der Lage, bereits im 
Verwaltungsverfahren vollständige fachliche Tatsachengrundlagen 
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vorzulegen. Die Verlagerung der Darlegungslast auf den Einwender 
widerspricht dem Grundsatz der Amtsermittlung. 

– Fischereiliche Auswirkungen von Gewässernutzungen oder Eingriffen 
in Gewässer sind häufig nicht unmittelbar erkennbar und erfordern 
fachkundige Sachverhaltsermittlung von Amts wegen. Eine 
Beschränkung auf "hinreichend konkret" vorgetragene Einwendungen 
birgt das Risiko, dass relevante Umweltfolgen unberücksichtigt 
bleiben. 

Wir regen an, im Gesetzestext oder zumindest in der Vollzugshinweisung 
klarzustellen, dass die neue Regelung nicht auf Verfahren angewendet werden 
darf, bei denen wasserrechtliche oder fischereiliche Belange tangiert werden, 
sowie dass die Behörde trotz pauschaler oder wenig substanziierter 
Einwendungen Dritter weiterhin zur Amtsermittlung verpflichtet bleibt, 
wenn die Sachlage dies objektiv erfordert. 

1.2 Sicherungsbescheid (Art. 42b BayVwVfG) 

Das neu eingeführte Instrument des Sicherungsbescheids soll 
Vorhabenträgern Planungssicherheit verschaffen, indem die maßgebliche 
Sach- und Rechtslage auf den Zeitpunkt der vollständigen 
Antragseinreichung fixiert wird. 

Wir verstehen das Anliegen der Verfahrensbeschleunigung, sehen jedoch 
folgendes Risiko: 

– Werden nach Einreichung der Antragsunterlagen neue Erkenntnisse 
über Gewässerökologie, Fischpopulationen oder fischereiliche 
Nutzungen gewonnen, können diese im weiteren 
Genehmigungsverfahren durch den Sicherungsbescheid unter 
Umständen nicht mehr berücksichtigt werden. 

– Insbesondere bei Vorhaben mit Auswirkungen auf Gewässer (z.B. 
Wasserkraftanlagen, Entnahmen, Gewässerausbau) kann die 
Fixierung auf einen frühen Beurteilungszeitpunkt zu einer 
Unterschätzung ökologischer Folgewirkungen führen. 

Wir bitten darum, im Rahmen der weiteren Beratungen sicherzustellen, dass 
der Sicherungsbescheid bei wasserrechtlichen Vorhaben nur unter dem 
Vorbehalt gewährt werden kann, dass nachträglich bekannt gewordene 
erhebliche Umweltauswirkungen weiterhin berücksichtigungsfähig bleiben. 

 



 

 
3 / 5 

1.3 Planfeststellungsverfahren: Fakultativer Erörterungstermin 
und Stichtagsregelung (Art. 73 f. BayVwVfG) 

Der bisher (zumindest teilweise) obligatorische Erörterungstermin (EÖT) 
wird fakultativ gestellt. Daneben wird die maßgebliche Rechtslage auf den 
Zeitpunkt der Planeinreichung fixiert. 

Der Erörterungstermin ist aus Verbandssicht ein zentrales Instrument der 
Bürgerbeteiligung und der Sachverhaltsaufklärung. Er ermöglicht es 
Fischereiverbänden, Fischereirechtsinhabern und anderen Betroffenen, ihre 
Einwendungen mündlich zu vertiefen und mit den Vorhabenträgern sowie 
Behörden zu erörtern. Eine Abschaffung des obligatorischen 
Erörterungstermins schwächt die Möglichkeit zur wirksamen Einflussnahme 
von Verbänden und Dritten auf das Planfeststellungsverfahren. Dies kann 
dazu führen, dass fischwirtschaftliche und gewässerökologische Belange 
weniger intensiv diskutiert und in den Planfeststellungsbeschluss 
eingearbeitet werden - was wiederum dem Beteiligungsgebot bei Vorhaben 
mit erheblichen Umweltauswirkungen widerspricht. 

Wir sprechen uns dafür aus, den Erörterungstermin bei 
Planfeststellungsverfahren mit Gewässerbezug weiterhin als Regel 
vorzusehen und lediglich in gut begründeten Ausnahmefällen auf ihn zu 
verzichten. 

 

2. Änderungen im Bayerischen Wassergesetz: Verlängerung der 
Prüfintervalle für Kleinkläranlagen (Art. 60 BayWG) 

Der Entwurf sieht folgende Änderungen bei den Prüfintervallen für 
Kleinkläranlagen vor: 

– Erstmalige Bescheinigung nach einer Bauabnahme erst nach drei 
Jahren (bisher sofort). 

– Verlängerung der regulären Prüffrist bei mängelfreien Anlagen von 
vier auf sechs Jahre. 

– Sonderregelungen bei Betreiberwechsel (Verkürzung auf zwei Jahre; 
Anzeigepflicht innerhalb von drei Monaten). 

In Bayern existieren nach der Gesetzesbegründung rund 80.000 
Kleinkläranlagen, die überwiegend im ländlichen Raum betrieben werden. 
Diese Anlagen können bei unzureichendem Betrieb oder nicht rechtzeitig 
erkannten Defekten erhebliche Auswirkungen auf die Qualität von 
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Fließgewässern und Grundwasser haben, was u.a. unmittelbar die Fischerei 
und die aquatische Biodiversität beeinträchtigt. 

Der LFV Bayern steht der Verlängerung der Prüfintervalle grundsätzlich 
aufgeschlossen gegenüber, sofern folgende zwingende Voraussetzungen 
gewährleistet sind: 

– Die Verlängerung auf sechs Jahre darf nur für Anlagen gelten, die 
nachweislich einwandfrei funktionieren und deren Wartung (gemäß 
DWA-A 221 und allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung) lückenlos 
dokumentiert ist. 

– Die zuständigen Behörden müssen weiterhin das Recht haben, bei 
begründeten Anhaltspunkten für Funktionsmängel jederzeit 
außerordentliche Überprüfungen anzuordnen – dies ist in der 
Begründung zwar erwähnt, sollte aber im Gesetzestext selbst klarer 
verankert sein. 

– Die Anzeigepflicht bei Betreiberwechsel ist zu begrüßen. Wir regen an, 
die Frist von drei Monaten auf einen Monat zu verkürzen, da im 
Übergang zwischen Betreibern erfahrungsgemäß Wartungslücken 
entstehen können. 

– Bei Anlagen in Einzugsgebieten besonders schutzwürdiger Gewässer 
(z.B. Laichgewässer, Gewässer des Netzes Natura 2000) sollten die 
alten Prüffristen beibehalten oder ggf. eine strengere Regelung 
getroffen werden.  

Wir empfehlen, in der Begründung oder in einem begleitenden 
Vollzugshinweis ausdrücklich auf die Pflicht der Behörden hinzuweisen, bei 
Verdacht auf Funktionsmängel – z.B. aufgrund von Gewässermessdaten oder 
Fischereibeobachtungen – anlassbezogen vorzugehen. 

3. Zusammenfassung und Bitte 

Der LFV Bayern begrüßt das Ziel des Fünften Modernisierungsgesetzes 
Bayern, bürokratische Lasten abzubauen und Verwaltungsverfahren zu 
beschleunigen. Wir weisen jedoch darauf hin, dass insbesondere die 
Einschränkung der Amtsermittlung, die Einführung des Sicherungsbescheids 
sowie die Fakultativstellung des Erörterungstermins in Bereichen, die 
Gewässer, Fischerei und aquatische Ökosysteme betreffen, sorgfältig 
ausgestaltet werden müssen. Keinesfalls darf die sowieso schon unter 
erheblichem Druck stehende aquatische Fauna davon negativ betroffen 
werden. 
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Wir bitten darum, unsere Anmerkungen in die weiteren Beratungen 
einzubeziehen und stehen für Rückfragen und ein ergänzendes Gespräch 
jederzeit zur Verfügung. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
 
 
 

i.A. Felix Wolfrum 
(M.Eng. Umweltingenieurwesen) 


